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Atomwaffen:

· Wir fordern den sofortigen Abzug der in Deutschland noch gelagerten US-amerikanischen
Atomwaffen und deren Verschrottung.

· Wir fordern glaubwürdige internationale Aktivitäten zur Ächtung und Abschaffung aller nuklearen, biologischen, chemischen und sonstigen Massenvernichtungsmittel.

Bundeswehr:

· Wir fordern die Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht.

· Wir fordern den sofortigen Abzug aller Bundeswehreinheiten aus ausländischen Einsatzorten und die Rückkehr zum grundgesetzlichen Auftrag der reinen Landesverteidigung.

· Wir fordern die Ersetzung der grundgesetzwidrigen „Verteidigungspolitischen Richtlinien“ durch glaubwürdige „Friedenspolitische Richtlinien“.

· Wir fordern den Verzicht der Bundeswehr auf Beeinflussung der Schulen durch „Jugendoffiziere“ und die Einführung eines allgemeinen Werbeverbots für das Militär.

· Wir fordern die schnelle Umwidmung von Mitteln des Bundeswehrhaushaltes in Mittel zur Ausbildung und zum Einsatz von Friedensfachkräften.

Rüstungsexport:

· Wir fordern den völligen Verzicht auf Rüstungsexporte.

· Wir fordern das Verbot jeglicher Rüstungsproduktion, die nicht ausschließlich der eigenen Landesverteidigung dient.

· Wir fordern den Verzicht auf die Förderung von Rüstungsforschung jeder Art und den Einsatz der dadurch frei werdenden Mittel für zivilgesellschaftlich wichtige Forschung.

· Wir fordern die Bereitstellung von Mitteln für die Überführung der Produktion von militärischem Gerät in eine sinnvolle zivile Produktion. 

Europa:

· Wir fordern die Abschaffung aller in der Europäischen Union bestehenden oder geplanten militärischen Einheiten (Battle Groups) und ihrer Standorte.

· Wir fordern die Streichung aller militärpolitischen Inhalte in einer zukünftigen Europäischen Verfassung.

· Wir fordern statt dessen die Stärkung der Vereinten Nationen (UN) als allein für die Regelung internationaler Konflikte zuständig und verantwortlich.

Innenpolitik:

· Wir fordern den Verzicht auf jegliche Planungen des Einsatzes der Bundeswehr im Inneren – mit Ausnahme von Katastropheneinsätzen.

· Wir fordern die Unterbindung jeglicher rechtsextremer, faschistischer oder neonazistischer Vorgänge in der Bundeswehr und die Änderung der Namen von Kasernen und anderen Einrichtungen der BW, die heute noch an die Nazizeit erinnern.

· Wir fordern die strikte Einhaltung des internationalen Folterverbots in militärischen wie zivilen Bereichen.

· Wir fordern den umfassenden Verzicht auf die Ausspähung der Privatsphäre aller Bürgerinnen und Bürger unter dem Vorwand der Terrorismusbekämpfung.
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Am 11. September 2005,


dem Jahrestag der Terroranschläge von New York,


tritt die WASG mit


Friedenspolitischen Forderungen


an die Öffentlichkeit:








Wählt die Linkspartei und damit die KandidatInnen der WASG!
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